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Ja zum 
Mobilfunk

Abstimmung 4. / 6. 12.

« Schon einmal wurde in der  
Telefonie ein Alleingang versucht –  
und musste korrigiert werden.  
Ich bin für eine Mobiltelefonie im  
Gleichschritt mit der Schweiz.  

Beatrice Noll Schurti · Geschäftsführerin der 
Liechtensteinischen Treuhändervereinigung

Kein 
Alleingang!

«

Sparmöglichkeiten aufgezeigt
Die Staatsbeiträge an die obli-
gatorische Krankenpflegeversi-
cherung bleiben vom Sparwil-
len der Regierung nicht ver-
schont. Wie dies gehen kann,
ohne die sozial Schwächeren
zu belasten, untersucht das
Ressort Gesundheit derzeit.

Von Heribert Beck

Seit Langem betonen die Landtagsab-
geordneten jeden Juni, dass eine jähr-
liche Erhöhung des Staatsbeitrags an
die Krankenkassen auf die Dauer
nicht angehen könne. Nun, da die Ein-
nahmen des Landes aufgrund der
Wirtschaftskrise schwinden, ist der
Druck auf die Politik zusätzlich ge-
wachsen. Wie vom Landtag gefordert,
hat das Ressort Gesundheit unter der
Leitung von Regierungsrätin Renate
Müssner jetzt einen Zwischenbericht
vorgelegt. Er zeigt den Stand der Ab-
klärungen auf, mit denen eruiert wer-
den soll, wie der Staatsbeitrag von ak-
tuell 57 Millionen Franken reduziert
werden kann, ohne diejenigen zu tref-
fen, die sich deutlich höhere Prämien
nicht leisten können. Für die unteren
Einkommensklassen sind folglich
dämpfende Massnahmen gefragt.

Noch fehlen einige Daten
Konkrete Zahlen und definitive Vor-
gehensweisen kann das Ressort in
diesem Zwischenbericht noch nicht
nennen. Denn zunächst muss erho-
ben werden, wie sich die Einkom-

menssituation in Liechtenstein dar-
stellt und wie die Einkommensklas-
sen verteilt sind. Diese Arbeiten, für
die auch auf Daten der Gemeinde-
steuerverwaltungen zugegriffen wer-
den muss, sind noch nicht ganz been-
det. Das Ergebnis soll aber noch im
laufenden Monat vorliegen. Den-
noch zeigt der Bericht auf, wohin die
Reise künftig gehen wird.

Die höheren Prämien in der Grund-
versicherung aufgrund des niedrige-
ren Staatsbeitrags sollen über das Prä-
mienverbilligungssystem abgefedert
werden. Dieses weise in Liechten-
stein «Verbesserungspotenzial» auf,
schreibt die Regierung in einem Be-
richt und Antrag, mit dem sich der
Landtag in zwei Wochen befassen
wird. Denn derzeit ist es so, dass durch
den Staatsbeitrag die Prämien für alle
erwachsenen Versicherten – vergli-
chen mit einer kostendeckenden Prä-
mie – um mehr als einen Drittel ge-
senkt werden. Es stelle sich die Frage,
ob diese Methode aus sozialpoliti-
schen Gründen notwendig ist.

Die Prämienverbilligung ausweiten
Die Prämienverbilligung ist wieder-
um nach dem Stufenprinzip ausge-
staltet. Bis zu einer bestimmten Ein-
kommensgrenze werden 60 bezie-
hungsweise 40 Prozent des Versiche-
rungsobligatoriums vom Land getra-
gen. Im vergangenen Jahr haben da-
von 4131 Personen und somit etwa je-
der siebte Versicherte profitiert. In der
Schweiz liegt der Anteil mit 30 Pro-
zent etwa doppelt so hoch.

Auf irgendeine Art und Weise müss-
te der Anteil an Bezügern der Prämi-
enverbilligung in Liechtenstein also
erhöht werden, wenn die Grundprä-
mien ansteigen. Wie dies genau von-
statten gehen soll, wird nach der Er-
hebung der bereits erwähnten Daten

bestimmt. Ein entsprechender Ver-
nehmlassungsentwurf könnte der Re-
gierung noch in diesem Jahr vorgelegt
werden.

Kürzungen für wohlhabende Rentner
Derzeit profitieren gerade die AHV-
und IV-Rentner in besonderem Mass
von der Prämienverbilligung, da sie
70 Prozent ihrer Rentenbezüge als
Freibetrag von ihrem Einkommen ab-
ziehen können. Das hat zur Folge,
dass zahlreiche Personen Anspruch
auf die Verbilligung haben, obwohl sie
es finanziell nicht nötig hätten. «Dies
soll in Zukunft vermieden werden»,
heisst es im Bericht und Antrag. Wie
genau das Vorgehen aussieht, soll
ebenfalls im Rahmen der Neukonzep-

tion der Prämienverbilligung defi-
niert werden.

Die Kosten eindämmen
Neben den geplanten Sparmassnah-
men sei die Eindämmung der Kosten-
entwicklung in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung ein eben-
so wichtiges Ziel, heisst es im Bericht
und Antrag weiter. Drei Massnahmen
sollen hier greifen. Einerseits legt die
Regierung grossen Wert auf eine akti-
vere Durchführung des sogenannten
WZW-Verfahrens. Eine Abkürzung die
für «Wirtschaftlichkeit, Zweckmässig-
keit, Wirksamkeit» steht. Diesem The-
ma hat sich der Krankenkassenver-
band bereits angenommen. Beim
WZW-Verfahren werden Auditierun-

gen in verschiedenen Praxen vorge-
nommen und beispielsweise nachge-
fragt, wieso ein bestimmtes Medika-
ment in dieser Praxis besonders häufig
verwendet wird. Grosses Augenmerk
werde andererseits der Bedarfspla-
nung geschenkt. Hierbei geht es unter
anderem um die Eröffnung neuer Pra-
xen. Daneben sollen aber auch auf den
ersten Blick unscheinbare Massnah-
men, wie die Abänderung der Über-
weisungsformulare, die Kosten mittel-
bis längerfristig beeinflussen. Als Drit-
tes macht die Regierung bei den Medi-
kamentenkosten Sparpotenzial aus.
Ein Massnahmenpaket des Schweizer
Bundesrats soll in diesem Zusammen-
hang auch positive Auswirkungen auf
die Kosten in Liechtenstein haben.

Weniger Staatsbeitrag an die Gesundheitskosten: Die Belastung für sozial

Schwache soll über die Prämienverbilligung abgefedert werden. Bild Bilderbox


